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Genossenschaften als Partner für eine solidarische Stadtentwicklung behandeln

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Es wird Zeit für den Beginn einer neuen Partnerschaft zwischen Berlin und den Genossenschaften.

 

Ohne die Genossenschaften wird es Berlin nicht gelingen, wieder eine bessere Situation amWohnungsmarkt zu schaffen. In

Wien leben 60% der Menschen in Wohnungen, die im Gemeinwohlinteresse verwaltet werden, davon sind ca. 220.000 städ-

tisch und ca. 210.000 von gemeinnützigenWohnungsbauunternehmen, davon ca. 105.000 genossenschaftlich.

 

Berlin sollte sich auch zum Ziel knapp die Hälfte des Wohnungsbestandes gemeinwohlorientiert bewirtschaften zu lassen.

Allein mit städtischen Gesellschaften ist dieses Ziel nicht zu erreichen, daher bedarf es der gezielten Förderung des genossen-

schaftlichen Neubaus und des Bestandserwerbs durch Genossenschaften. Darüber hinaus ist ein Bündnis für soziales und be-

zahlbaresWohnen nach dem Vorbild des Bündnisses für dasWohnen in Hamburg erstrebenswert. Im Hinblick auf dieWeiter-

entwicklung einer kooperativenWohnungspolitikmit den verschiedenenAkteurenderWohnungswirtschaft,Mietervertretern

unddemSenat konnteHamburghier viel erreichen. Die gemeinsameZielsetzung, die angemesseneWohnraumversorgungder

Bevölkerung auf einem dauerhaft hohen Niveau weiterzuentwickeln und die Untersetzung dieser gemeinsamen Zielsetzung

mit konkreten Maßnahmen und Zielen ist hierbei beispielgebend. Als Kernziel wurde vereinbart jährlich Baugenehmigungen

fürmindestens 10.000Wohneinheiten sicher zu stellen,wovon 30%auf den gefördertenMietwohnungsbaumitMietpreis und

Belegungsbindungen entfallenmüssen. Hierfür sichert die Verwaltung straffe Genehmigungsverfahren, die Bereitstellung be-

zahlbarer städtischer Flächen und eine Aufstockung derWohnraumförderung zu.

 

Folgende konkrete Maßnahmen strebt daher die SPD an:

 

• Zielgerichtete Vergabe von größerenGrundstücken anGenossenschaften über Konzeptverfahren zum Festpreis, die eine

sozialverträglicheMiete ermöglicht (Residualwertverfahren) und imGegenzug die Genossenschaften langfristig bindet.

Über die Vergabe von Erbbaurechten wollen wir sicherstellen, dass kein Boden endgültig veräußert wird.

• Direkte und zeitnahe Vergabe von Grundstücken an Genossenschaften zur Ergänzung/Schließung bestehender Bestän-

de.

• Umsetzung eines oder mehrerer Modellvorhaben für ein Genossenschaftsquartier, in dem mehrere Genossenschaften

gemeinsam bauen können.

• Bereitstellung von auskömmlichen Fördermitteln undNachrangdarlehen, damit Genossenschaften in der Lage sind,Mit-

glieder mit einem geringen Einkommen aufzunehmen. Aushandlung der Förderbedingungen auf Augenhöhe, z.B. mit-

telbare Belegungen, etc.

• Unterstützung von Genossenschaften, damit sie auch als Partner von Berlin bei derWahrnehmung von Vorkaufsrechten

zugunsten Dritter in Milieuschutzgebieten zum Zuge kommen

• Keine bürokratischen Regeln, die gegen das Selbstbestimmungsrecht der Genossenschaften verstoßen!

• Eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel zu starten, genossenschaftlichenWohnungsbau vergleichbar dem sozialenWoh-

nungsbau in Bebauungsplänen absichern zu können.
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